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Wahlprüfstein von: Landesjugendbeirat RLP 
Antwort von: Die Linke RLP 
Datum: 23.02.2026 
 
Politische Teilhabe und Beteiligung 
 
Wahlalter 16: Werden Sie sich für die Einführung des aktiven Wahlrechts ab 16 
Jahren bei Landtags- und Kommunalwahlen einsetzen? 
Ja, auf jeden Fall. In anderen Bundesländern gibt es diese Möglichkeit der 
politischen Beteiligung bereits. Es ist zwar nicht die einzige Möglichkeit sich politisch 
zu beteiligen, aber wir sehen die Wahlteilnahme als eine der niedrigschwelligsten 
Möglichkeiten der Partizipation und finden zudem, dass auch 16jährige Menschen alt 
genug sind, ihren Willen zu artikulieren. 
 
Wenn ja, wann soll dies umgesetzt werden? 
Sofort! 
 
Jugendanhörungen: Wie stellen Sie sicher, dass Jugendanhörungen regelmäßig im 
Landtag und in kommunalen Gremien etabliert werden, um junge Perspektiven 
systematisch in politische Entscheidungen einzubeziehen? 
Wir finden Jugendanhörungen und ihre regelmäßige Einbindung im Landtag und 
kommunalen Gremien sehr wichtig. Sie müssen fester Bestandteil demokratischer 
Prozesse werden. Jedoch glauben wir, dass die allgemeine Einflussnahme von 
jungen Menschen auf die Parlamente gravierend erhöht werden muss und zwar nicht 
nur im beratenden / anhörenden Sinne, sondern stimmberechtigt – dies gilt auch für 
die weitere Ausgestaltung des Landesjugendbeirates RLP, den wir sehr begrüßen.  
Zudem wollen wir insgesamt Jugendparlamente in Kommunen und Städten stärken 
und finanziell besser ausstatten. Hierzu braucht es gezielte Programme an Schulen 
und Jugendeinrichtungen, die über diese Mitwirkungsmöglichkeiten informieren und 
Aspekte sozialer Ungleichheit bei der politischen Partizipation berücksichtigen. 
Sollten wir den Einzug in den Landtag schaffen, wollen wir einen sog. 
Jugendratschlag einberufen, der aus allen Jugendorganisationen in RLP besteht und 
mit dem wir als Fraktion in Austausch treten wollen. 
Zudem werden wir bei einem Landtagseinzug einen der jüngsten Abgeordneten (Ari 
Arnold) mit gerade mal 19 Jahren haben. Junge Stimmen sind uns auch innerhalb der 
Partei wichtig, diese auf allen politischen Ebenen einbeziehen ist uns daher ein 
wichtiges Anliegen. 
 
Ehrenamtsfreistellung: Unterstützen Sie die Forderung nach einer 
niedrigschwelligen, ausreichenden Freistellung für ehrenamtliches Engagement für 
alle Kinder und Jugendlichen (auch von Ausbildungsbetrieben) und wie wollen Sie 
dies gesetzlich regeln? 
Die Ehrenamtsfreistellung ist ein wichtiges Element, um Anreize zu schaffen und 
Nachteile bei Ehrenämtern auszugleichen. Da die Ehrenamtsfreistellung im Landtag 
beschlossen und geändert werden kann, würden wir die Anzahl der Arbeitstage 
erhöhen und die Beantragungsmöglichkeiten vereinfachen. 
 
 
 



2 

 

Beteiligung Kinder- und Jugendhilfe: Mit welchen konkreten Instrumenten und 
Programmen möchte ihre Partei auf Landesebene die Beteiligung junger Menschen 
in stationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe verbessern, und wie soll 
deren verbindliche Umsetzung sichergestellt werden? 
Kinder und Jugendliche müssen in Beiräten in den Einrichtungen beteiligt und gehört 
werden. Dies fördert nicht nur die Akzeptanz, sondern schafft auch ein besseres 
Miteinander. Hierzu muss aus unserer Sicht die Schaffung von Betroffenenbeiräten 
erleichtert und die Einflussnahme ermöglicht werden. Zudem sind wir grundsätzlich 
für eine stimmberechtigte Besetzung des Landesjugendbeirates in 
Jugendhilfeausschüssen. Und schließlich wollen wir die Ausgestaltung und 
Entwicklung des Landesjugendhilferates weiter vertiefen und zwar hinsichtlich 
größerer Mitbestimmungsmöglichkeiten und einer besseren finanziellen 
Ausgestaltung.  
 
 
Bildung und Schule 
 
Politische Bildung: Werden Sie verpflichtende Module zur politischen Bildung bereits 
ab der Grundschule in den Lehrplan integrieren, und wie soll deren Qualität und 
Wirksamkeit gewährleistet werden? 
In der Grundschule sollte vor allem über Kinderrechte aufgeklärt werden, damit 
bereits frühzeitig ein Bewusstsein für dieses Thema bei den Heranwachsenden 
entwickelt wird. Ansonsten glauben wir, dass politische Bildung nicht nur 
„mitunterrichtet“ werden sollte, sondern auch einige Wochenstunden dafür 
eingeplant werden, damit demokratische Abläufe und Beteiligungsformen besser 
verstanden und erkannt werden. Hierzu braucht es echte demokratische 
Mitbestimmungsstrukturen in Klassen und Schulen, durch die aktiv gelernt und 
gelebt werden kann, wie Selbst- und Mitbestimmung funktionieren können.  
Betonen möchten wir, dass wir als wichtige Themen politischer Bildung auch soziale 
Gerechtigkeit, Vielfalt und Antidiskriminierung betrachten.  
 
 
Schulsozialarbeit/Psychologie: Wie werden Sie den Ausbau der Schulsozialarbeit 
und Schulpsychologie finanzieren und personell sicherstellen, insbesondere in 
sozioökonomisch benachteiligten Regionen, um individuelle Unterstützungsbedarfe 
abzudecken? 
Schulsozialarbeit ist aus unserer Sicht eine wichtige Säule, um gesellschaftliche 
Defizite auszugleichen und mehr „Miteinander“ in der Schule zu gewährleisten. Wir 
sehen es als wichtig an, dass in der Kinder- und Jugendarbeit auf multiprofessionelle 
Teams gesetzt wird. Hierfür müssen ausreichend Mittel vom Land bereitgestellt 
werden, da durch bessere Sozialarbeit und Integration auch hohe Folgekosten 
vermieden werden. Wir sehen zudem, dass es wichtig ist, Schulsozialarbeit und 
Schulpsychologie als festen Bestandteil an Schulen besser zu verankern und 
sichtbar zu machen: Sie müssen zu einem Selbstverständnis im schulischen Alltag 
werden ohne Furcht vor Stigmatisierung. Wichtig ist uns zudem, dass eine 
Vernetzung zu Jugendtreffs und weiteren Einrichtungen einstehen kann, damit z.B. 
Sozialarbeiter*innen an vielen Stellen für Kinder und Jugendliche ansprechbar 
bleiben. 
Ein wichtiges Thema ist für uns zudem, dass für Kinder und Jugendliche der 
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Schulalltag selbst durch z.B. Leistungsdruck und soziale Selektion eine 
Gesundheitsgefährdung darstellen kann. Wir wollen eine „Schule für alle“ nach 
skandinavischem Vorbild, wir wollen weg vom mehrgliedrigen Schulsystem, keine 
verpflichtenden Hausaufgaben und einen Fokus auf Förderung und Entfaltung statt 
auf Leistungsdruck und Disziplin. Für uns ist das nicht nur ein Beitrag für bessere 
Bildung und soziale Gerechtigkeit, sondern auch für die Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen.   
 
Handykonzept an Schulen: Teilen Sie die Auffassung, dass es kein allgemeines 
Handyverbot geben soll, sondern ein individuelles Konzept unter Einbeziehung aller 
Akteur*innen benötigt wird, und wie werden Sie dies in der Schulpolitik verankern? 
Ja! Ein grundsätzliches Verbot an Schulen lehnen wir ab. Es muss vielmehr um eine 
angemessene Medienbildung und -nutzung gehen. Individuelle Regeln im 
Klassenverband, die gemeinsam von den Schüler*innen und ihren Lehrer*innen 
ausgearbeitet werden, sind sinnvoller als pauschale Verbote.  
 
Systemsprenger: Wie möchte ihre Partei junge Menschen mit besonders komplexen 
Unterstützungsbedarfen, so genannte „Systemsprenger“ fördern, für die die 
bestehenden Hilfesysteme bislang nicht ausreichend sind? 
Die derzeitige Kinder- und Jugendhilfe hat zu wenige Betreuungsangebote (wenn 
überhaupt) für sogenannte „Systemsprenger“. Aus unserer Sicht ist häufig eine 1:1-
Betreuung die einzige Möglichkeit, diesen Kindern und Jugendlichen gerecht zu 
werden und ihnen zu helfen. Weiterhin sehen wir es als geboten an, dass diese 
Kinder im Betreuungsschlüssel bei Vormündern mit einer Verringerung der Fallzahl 
aufgenommen werden, damit auch auf Behördenseite eine engmaschigere 
Betreuung möglich ist. Allgemein möchten wir eine kritische Anmerkung am Begriff 
„Systemsprenger“ anbringen ohne dabei die Problematik herunterzuspielen: Wir 
sehen, dass ökonomische Kriterien auf soziale und pädagogische Arbeit auf 
verschiedenen institutionellen Ebenen angewendet werden und die Bedingungen für 
alle Beteiligten massiv erschweren. Hier braucht es einen grundsätzlichen Wandel, 
damit Kindern und Jugendlichen mit einem besonderen Unterstützungsbedarf 
selbstverständlich geholfen werden kann und so die Bezeichnung 
„Systemsprenger“ hinfällig wird.  
 
Prävention: Wie will ihre Partei auf Landesebene Präventions-, Kontroll- und 
Beschwerdestrukturen in stationären Einrichtungen ausbauen, um institutionellen 
Machtmissbrauch, wie den Haasenburg-Skandal, künftig zu verhindern? 
Neben der Einrichtung von Betroffenenbeiräten ist es für uns wichtig, dass die 
Kontrollmechanismen des Staates besser greifen. Hierzu müssen die Mittel für die 
Jugendämter erhöht werden, damit die Hilfeplangespräche auch regelmäßig vor Ort 
in den Einrichtungen stattfinden können und somit auch der Blick in die 
Einrichtungen gewährleistet ist. Grundsätzlich sollte aus unserer Sicht ein erster Teil 
des Hilfeplangesprächs ausschließlich mit den Kindern und Jugendlichen stattfinden 
und erst im Anschluss die betreuenden Personen mit hinzu gerufen werden. Auch 
müssen die Betriebserlaubnisse für solche Einrichtungen strenger kontrolliert sowie 
regelmäßig evaluiert werden unter Einbezug von Betroffenenbeiräten bzw. auch 
durch entsprechende Kommissionen wie im Fall von Haasenburg.  
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Gesundheit und Wohlbefinden 
 
Niedrigschwellige Beratungsangebote: Wie werden Sie den Ausbau von 
niedrigschwelligen Beratungsstellen für Jugendliche im Bereich der psychischen und 
physischen Gesundheit (auch im ländlichen Raum) sicherstellen, um frühe 
Unterstützung zu gewährleisten? 
Zunächst wollen wir feststellen, dass es grundsätzlich zu wenige Beratungsstellen 
und Therapeut*innen für Kinder und Jugendliche gibt. Gerade bei psychischen 
Erkrankungen fehlen in Rheinland-Pfalz rund 200 Kassensitze. Wir müssen also mehr 
Beratungsangebote und Therapieplätze schaffen – deshalb wollen wir uns auch 
dafür einsetzen, dass die Therapeut*innenausbildung endlich reformiert wird und 
ausgebildete Fachkräfte schneller zur Verfügung stehen. Zudem wollen wir einen 
flächendeckenden, gesetzlich verankerten Krisendienst nach dem Vorbild Bayerns: 
Menschen in seelischen Notlagen müssen rund um die Uhr schnelle, 
niedrigschwellige und qualifizierte Unterstützung erhalten – unabhängig von 
Wohnort und Einkommen. Ein gesetzlich geregelter Krisendienst, der rund um die 
Uhr telefonisch und per Chat erreichbar ist.  
Schließlich ist uns wichtig, dass Schulpsychologie und Schulsozialarbeit 
Vernetzungsmöglichkeiten haben, um betroffene Kinder und Jugendliche an 
passende Stellen weiter zu vermitteln. 
 
Mentale Gesundheit und Prävention: Welche konkreten Präventionsprogramme zur 
Förderung der mentalen Gesundheit und Resilienz sowie zur Bewegungsförderung 
bei Kindern- und Jugendlichen werden Sie landesweit implementieren? 
Es gibt in Rheinland-Pfalz bereits eine Vielzahl von Förderprogrammen – jedoch ist 
die Förderlandschaft wie so oft unübersichtlich. Wir wollen Programme bündeln und 
Kinder und Jugendliche vor allem in den Schulen erreichen und dort bereits früh 
über mentale Gesundheit und Resilienz sprechen. Psychische Probleme oder 
herausfordernde Lebenslagen dürfen nicht weiter zur Stigmatisierung führen. 
Darüber hinaus sehen wir es als wichtig an, die Vereinsarbeit zu stärken, damit 
Kinder und Jugendliche besser in soziale Kontexte eingebettet werden und 
Selbstwirksamkeit erleben. 
 
Mobilität und Infrastruktur 
 
Kostenfreies ÖPNV-Ticket: Werden Sie ein landesweites, kostenfreies ÖPNV-Ticket 
für alle Schüler*innen, Auszubildenden, Studierenden und 
Freiwilligendienstleistenden einführen und wie soll dies finanziert werden? 
Wir fordern schon lange einen kostenfreien ÖPNV für alle Bürger*innen. 
Selbstverständlich können wir gerne mit einem kostenfreien ÖPNV für alle Kinder 
und Jugendlichen, sowie Menschen in Ausbildung, Studium oder Freiwilligendienste 
anfangen. Wir wollen ein 20 Milliarden Euro Zukunftsinvestitionsprogramm 
aufsetzen, um über einen Zeitraum von fünf Jahren neben den Ausbau einer 
ökologisch ausgerichteten Landwirtschaft, ökologischen Modernisierung der 
Industrie und Umwandlung klimaschädlicher Branchen vor allem auch den Ausbau 
des ÖPNV voranzutreiben. 
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ÖPNV-Taktung Land: Welche spezifischen Maßnahmen planen Sie, um die Taktung 
des öffentlichen Nahverkehrs, insbesondere im ländlichen Raum, deutlich zu 
optimieren und damit gleichwertige Lebensverhältnisse zu fördern? 
Der ÖPNV auf dem Land ist häufig nicht vorhanden oder fährt nur regelmäßig zu 
Schulzeiten. Wir wollen, dass der ÖPNV eine echte Alternative zum Auto wird. Dafür 
müssen Strecken reaktiviert und die Taktung auch in ländlichen Regionen erhöht 
werden. Gerade „der letzte Kilometer“ ist auf dem Land häufig das Problem – also 
der Weg von der letzten Haltestelle bis zum Wohnort. Hier können wir uns E-Bike-
Sharing ebenso als Möglichkeit vorstellen, wie Ruftaxis. 
Grundsätzlich wollen wir es schaffen, dass alle Regionen innerhalb von 60 Minuten 
ein Oberzentrum (zentrale Stadt) erreichen können. Dazu gehören Rufbusse, 
Mitfahrangebote, Carsharing und Radverbindungen. Und für Regionen, die noch 
nicht an das Schienennetz angebunden sind, wollen wir ein Fernbussystem 
eingerichtet. 
 
Nachtbuslinien: Unterstützen Sie die Einführung von Nachtbuslinien in allen 
Landkreisen, um die Mobilität und Sicherheit junger Menschen auch außerhalb der 
regulären Betriebszeiten zu gewährleisten? 
Nachtbuslinien wären aus unserer Sicht das beste Angebot, damit junge Menschen 
auch außerhalb der regulären Betriebszeiten sicher unterwegs seien können. Wo das 
nicht realisierbar ist, sehen wir kostenfreie Ruftaxis oder den Einsatz von 
Kleinbussen als Möglichkeit an, die Mobilität auf dem Land zu stärken. 
 
Kinder- und Jugendrechte 
 
Verankerung der Rechte: Werden Sie sich dafür einsetzen, explizite Kinder- und 
Jugendrechte in der Landesverfassung zu verankern, um deren Schutz und 
Förderung rechtlich zu stärken? 
Ein eindeutiges Ja! Wir fordern im Bundestag schon lange, dass Kinder- und 
Jugendrechte ins Grundgesetz aufgenommen werden und dies werden wir auch im 
Landtag von Rheinland-Pfalz tun. Wir sind für eine Neufassung von Artikel 24 der 
Landesverfassung, damit das Kindeswohl bei staatlichem Handeln Vorrang 
bekommt. Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen müssen klar, verbindlich 
und einklagbar verankert werden.  
 
 
Kinder- und Jugendbericht / Forschung: Wie stellen Sie die Fortführung des Kinder- 
und Jugendberichts sowie die kontinuierliche Förderung von Forschung zu den 
Lebenslagen junger Menschen sicher, um politische Entscheidungen auf Basis 
aktueller Daten zu treffen? 
Aus unserer Sicht gibt es bereits eine Vielzahl von Forschungen im Bereich der 
Kinder und Jugendlichen. Es liegt an der Politik, diese stärker als bisher in die 
Entscheidungen mit einfließen zu lassen. Wir wünschen uns eine bessere 
Aufbereitung der Forschungsergebnisse im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe und 
den Einbezug von Forschenden bei der Evaluierung oder Veränderung von 
Gesetzen. Besonders förderungswürdig im Bereich der Forschung sehen wir 
partizipative Forschungsprojekte, die die Perspektive von Kindern und Jugendlichen 
strukturell einbeziehen und sie beteiligen.  
 



6 

 

Niedrigschwellige Rechtsberatung: Wie wollen Sie den Zugang zu einer allgemeinen, 
niedrigschwelligen Rechtsberatung für alle Kinder und Jugendlichen landesweit 
gewährleisten und finanzieren? 
Zunächst wollen wir die Rolle von Ombudstellen hervorheben, die ein wichtiges 
kostenfreies Beratungsangebot für Kinder und Jugendliche darstellen bei Konflikten 
mit öffentlichen oder freien Jugendhilfeträgern. Diese wollen wir wirksam ausbauen 
und finanzieren – an den tatsächlichen Bedarfen. Darüber hinaus sehen wir wenig 
Angebote niedrigschwelliger Rechtsberatung für Kinder und Jugendliche in RLP. 
Neben der Aufklärung über Kinderrechte in der Schule, sehen wir eine bessere 
Information über Webseiten und Beratungstelefone als einen wichtigen Baustein an, 
damit überhaupt Hürden abgebaut werden. Hier können Schulsozialarbeiter*innen 
eine Schlüsselposition einnehmen und Kinder und Jugendliche informieren und den 
Kontakt zu weiteren Stellen wie Polizei oder Jugendamt herstellen. 
 
Digitaler Raum 
 
Social Media: Wie stehen Sie zu einem Social Media Verbot für unter 16-jährige? 
Wir wollen auch hier lieber mit Kindern und Jugendlichen diskutieren, als über sie. 
Grundsätzlich sind wir für eine stärkere Regulierung der Inhalte der Plattformen: 
Wenn Hass und Hetze sowie strafbare Inhalte keinen Platz mehr haben, ist auch die 
Gefahr für Kinder und Jugendliche nicht mehr so groß, wie sie es derzeit ist. Zudem 
braucht es spezifische Inhalte auf Social Media, die explizit und professionell Kinder 
und Jugendliche adressieren. Unser Schwerpunkt liegt darauf, die entsprechenden 
Digitalkonzerne kinder- und jugendgerecht auszubauen, klare und mehr gesetzliche 
Zugriffe auf Plattformen zu schaffen statt mit Nutzungsverboten zu arbeiten. Und 
zuletzt sehen wir auch hier Medienbildung und -nutzung als wesentlich an.  
 
Digitale Beteiligungsplattform: Welche konkreten Maßnahmen planen Sie, um eine 
zentrale, barrierefreie digitale Online-Plattform aufzubauen, die umfassend über 
Beteiligungsmöglichkeiten informiert und zur Mitwirkung einlädt? 
Wir finden, dass eine digitale Beteiligungsplattform eine gute Idee ist und glauben, 
dass an bestehende Angebote wie z.B. die Webseite JUGEND.RLP.DE von 
medien.rlp zwar gut angeknüpft werden kann, jedoch ein Ausbau sehr wichtig ist, 
z.B. durch interaktive Tools, Verknüpfung mit anderen Social Media Kanälen, 
Barrierefreiheit, Einfachere Sprache, Mehrsprachigkeit usw. – den wir gerne im 
Austausch mit dem Landesjugendbereit sowie anderen Jugendvertretungen 
besprechen würden.  


